
Zusatzerklärung  
zur Vorlage beim Amt für Ausbildungsförderung 

 
 
 
Name, Vorname:                                                                                             
 
Geburtsdatum:                                                                                            
 
 

1. Vermögensnachweise 
 
Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich alle für die Berechnung der Höhe der 
Ausbildungsförderung maßgebende Vermögensnachweise vorgelegt habe. Weitere 
Vermögenswerte, als die bereits vorgelegten, besitze ich nicht. (Als Vermögenswerte gelten 
z.B. Girokonten, Sparbücher, Bausparverträge, Prämiensparguthaben, Wertpapiere, Aktien, 
Pfandbriefe, Sparbriefe, Grundstücke, Eigentumswohnungen, Häuser, usw.) Maßgeblich sind 
die Vermögenswerte im Zeitpunkt der Antragstellung. Auch die von Ihren Eltern, 
Verwandten oder anderen Personen auf Ihren Namen angelegten Vermögenswerte sind 
anzugeben. Bei Sparbüchern müssen die Kontobewegungen der letzten 6 Monate vor 
Antragstellung ersichtlich und nachgewiesen sein. (Größere Abhebungen vom Sparbuch 
während dieses Zeitraums sind zu belegen und der Verwendungszweck ist anzugeben) 
 
 

2. Einkommensverhältnisse 
 
Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich alle für die Berechnung der Höhe der 
Ausbildungsförderung maßgebenden, zukünftigen Einnahmen als Schätzung angezeigt 
habe. Soweit Nachweise über meine zu erwartenden Einkünfte bereits vorliegen, habe ich 
diese beigefügt. Weitere Nachweise sind unverzüglich beizubringen. Alle zu erwartenden 
Einkünfte habe ich angegeben. Mir ist bekannt, dass ich Einkünfte, die ich erst nach Beginn 
der Antragstellung erziele, nachträglich dem zuständigen Amt für Ausbildungsförderung 
mitzuteilen und hierüber Nachweise vorzulegen habe. 
 
 

3. Mitteilungspflichten 
 
Hiermit erkläre ich ausdrücklich, dass ich dem Amt für Ausbildungsförderung unverzüglich 
einen Abbruch oder eine Unterbrechung der Ausbildung sowie jede Änderung der für die 
Leistung maßgeblichen Umstände unverzüglich schriftlich mitteilen werde. 
 
 
Mir ist bekannt, dass unrichtige oder unvollständige Angaben strafrechtlich verfolgt oder als 
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 2500 Euro geahndet werden können und die 
zu Unrecht gezahlten Beträge zurückgefordert werden. 
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